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dem Prüfwert nachgewiesen (PAK max. 17,6 
µg/l, MKW max. 1.400 µg/l) und auch im 
Grundwasserabstrom lagen PAK-Gehalte über 
dem Prüfwert vor, die sich auf die Altdeponie 
zurückführen lassen. Der hinreichende Ver-
dacht einer schädlichen Bodenveränderung 
hatte sich somit bestätigt, insbesondere vor 
dem Hintergrund, dass Schicht- und Grund-
wasser durch eine eigentlich sperrend wirken-
de Torfschicht voneinander getrennt sind.
Eine nennenswerte Gasproduktion konnte 
nicht nachgewiesen werden. Die Ablagerun-
gen gehen bis in die Nachkriegszeit zurück, 
d.h. dass neben Erdaushub und Hausmüll 
auch Brandschutt in größerem Ausmaß zur 
Ablagerung gekommen ist.

Die Notwendigkeit der Sanierung wurde zum 
einen aus hohen Schadstoffgehalten im Fest-
stoff abgeleitet, die in Verbindung mit dem 
großen Ablagerungsvolumen insbesonde-
re für Mineralölkohlenwasserstoffe (MKW) 
und polycyclische aromatische Kohlenwas-
serstoffe (PAK) ein erhebliches Schadstoff-
potential darstellen (PAK bis 17.200 mg/kg, 
MKW bis 6.500 mg/kg). Auch wurden diver-
se Schwermetalle mit Gehalten über den 
Hilfswerten 1 und 2 nachgewiesen. In al-
len untersuchten Proben wurden ferner die 
Prüfwerte nach BBodSchV für PAK im Elu-
at überschritten (max. 1.100 µg/l), ebenso 
vereinzelt für Kupfer und Zink. 	  
Zum anderen wurden in Schichtwasserpro-
ben PAK- und MKW-Konzentrationen über 
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Deponiesicherung durch Flächenentwicklung

>weiter auf Seite 2

Für die ehemalige gemeindeeigene 
Hausmülldeponie Heuriedwiese in 
Lindau am Bodensee wurde nach meh-

reren durchgeführten Untersuchungen eine 
Gefährdungsabschätzung nach Bodenschutz-
recht vorgenommen und im Jahre 2013 die 
Notwendigkeit für Maßnahmen zur Gefahren-
abwehr abgeleitet. 

Historie und bodenschutzrechtliche 
Sanierungsnotwendigkeit 

Die Bestandssituation mit Umgrenzung des 
Sanierungsplangebietes inklusive der Erwei-
terungsfläche der Feuerwehr (B) ist aus dem 
Satellitenbild des Jahres 2014 ersichtlich 
(Abb. 1).

Abb. 1: Bestandssituation im Jahr 2014 Abb. 2: Teilflächen des Sanierungsplanes
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dichtungssystem in seiner Gesamtstärke re-
duziert werden musste.

Die weitere planerische und gutachterli-
che Bearbeitung wurde ausgeschrieben und 
durch die Stadt Lindau bzw. durch die GTL – 
Garten und Tiefbaubetriebe Lindau – im Jahr 
2014 an das Ingenieurbüro Gibs geologen + 
ingenieure GmbH & Co. KG vergeben.

Innerhalb einer geänderten Vorplanung wur-
den drei verschiedene Varianten ausgearbei-
tet, die folgende Planungsvorgaben erfüllen 
sollten:

1. � �Massenausgleich zwischen Aushub- und 
Anlagerungsmassen am Wall, um keine 
Böden extern entsorgen zu müssen.

2. � �Entstehung eines dekontaminierten 
Saums von mindestens 15 m Breite zwi-
schen dem Nordrand des künftigen Wall-
fußes und dem Rickenbach aus natur-
schutzrechtlichen Gründen, der für eine 
naturnahe Gestaltung vorbereitet werden 
sollte (s. Regelschnitt Abb. 4).

3. � �Erarbeitung eines standsicheren Systems 
für die Oberflächenabdichtung in den stei-
len Böschungen.

In einer Behördenbesprechung wurden die 
Ergebnisse der Vorplanung diskutiert und 
die Genehmigungsfähigkeit seitens der 
Fachbehörden mit einigen Auflagen präzi-
siert, insbesondere die Standsicherheit des 
Lärmschutzwalles, den Immissionsschutz 
und die naturschutzrechtlichen Vorgaben 
betreffend.
Für die vorgelegte Abdichtungsvariante wur-
de der geforderte Gleichwertigkeitsnachweis 
zu einer nach LAGA zu fordernden Abdichtung 
zum Wiedereinbau von Abfall durch die Be-
hörden anerkannt. Das Abdichtungssystem 
sah somit den Aufbau gemäß Abb. 5 vor.

Durch Reduzierung der Gesamtstärke des 
Oberflächenabdichtungssystems auf ca. 34 cm 

Die Planung hatte im Wesentlichen folgende 
Teilabschnitte beinhaltet (Abb. 2 und 3):

Auf der südlichen Teilfläche (Teilfläche F, ro-
sa) sollte der Neubau der Feuerwache samt 
großzügiger Zufahrts-, Rangier- und Parkflä-
chen entstehen und dabei ein Großteil der 
Ablagerung durch Aushub und nachfolgen-
de Versiegelung entfernt bzw. gesichert wer-
den. Mit dem Aushub für die Gründung der 
neuen Feuerwache sollte nördlich davon ein 
behördlicherseits geforderter ca. 8 m hoher 
Lärmschutzwall errichtet und abschließend 
mit einer Oberflächenabdichtung versehen 
werden. Dieses Bauvorhaben wurde im Jahr 
2014 – bis auf die Aufbringung der Oberflä-
chenabdichtung des Walls – durch die Stadt 
Lindau umgesetzt und finanziert. Auf diese 
Weise wurde bereits rund die Hälfte der ehe-
maligen Gesamt-Deponiefläche mittels Ober-
flächenabdichtung gesichert.

Weiterhin sah der Plan vor, die Ablagerungen 
zwischen dem Lärmschutzwall und dem nörd-
lich der Ablagerung verlaufenden Rickenbach 
(Abb. 3, blaue Fläche A) auszukoffern, an der 
Nordseite des neuen Lärmschutzwalles anzu-
lagern und ebenfalls mit der Oberflächenab-
dichtung zu sichern. Der noch unversiegelte 
östliche Teil der Feuerwehrfläche (Abb. 3, Flä-
che B) sollte ebenfalls durch Aushub mit Um-
lagerung auf den Lärmschutzwall und nach-
folgendem Bodenaustausch saniert werden.

Umplanung durch neue Bestandssituation

Aufgrund von Mehrmassen ergab sich jedoch 
nach dem Bau der neuen Feuerwache eine 
geänderte Wallgeometrie mit deutlich steile-
ren Böschungen. Insbesondere für die Süd-
böschung mit ihrer Neigung von 1:1,7 musste 
eine neue Konstruktion der Oberflächenab-
dichtung überlegt werden, da die genehmigte 
sich für den neuen Bestand als nicht standsi-
cher erwies. Zusätzlich ergab die geänderte 
Wallgeometrie einen geringeren Arbeitsraum 
nach Süden zu den befestigten Feuerwehr-
Verkehrsflächen, sodass das Oberflächenab-

Die Ablagerungen sind im Sanierungsplange-
biet auf einer Fläche von ca. 20.000 m² vor-
genommen worden, da dieser Bereich schein-
bar stets vernässt war und dementsprechend 
durch die Höherlegung der Vernässung vorge-
beugt werden sollte. Die Ablagerungen erfolg-
ten über schluffig-lehmigen und torfhaltigen 
Schichten des Quartärs, die eine stauende 
Wirkung haben und den eigentlichen Grund-
wasserleiter der tertiären Seesedimente ab-
decken, wobei der Grundwasserspiegel auch 
gespannt sein kann.
Über dem lehmigen, torfdurchsetzten Un-
terlager der Müllablagerungen baut sich ein 
Schichtenwasser auf, das je nach Witterung 
auch deutlich in die Ablagerungen einstauen 
kann.

Im Jahr 2013 wurde eine Genehmigungs-
planung zur Sanierung eingereicht, die vom 
Landratsamt Lindau genehmigt wurde. Par-
allel dazu wurden seitens der GAB die für ei-
ne Förderung der Sanierungsmaßnahme aus 
dem sog. Unterstützungsfonds für gemeinde-
eigene Hausmülldeponien notwendigen Vor-
aussetzungen geschaffen.

Abb. 3: Unterteilung in Teilflächen: B = Östliche 
Feuerwehrerweiterungsfläche, A + grauer Bereich 
= Aushub-/Versiegelungsfläche

Abb. 4: Variantenplanung für Massenausgleich
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(Südseite) inklusive steinfreier Ausgleichs-
schicht, ließ sich der zur Verfügung stehende 
randliche Arbeitsraum zur Feuerwehrfläche op-
timal ausnutzen. Durch die Auswahl einer pro-
filierten Kunststoffdichtungsbahn in Verbund 
mit Geogitter und geeignetem Geotextil als 
Drainelement sowie definierten Oberboden- 
eigenschaften konnte für die steile Südbö-
schung eine ausreichende Standsicherheit, 
insbesondere gegen Gleiten, nachgewiesen 
werden. Für die Abdichtung des nördlichen 
Böschungsbereiches konnte das System 
ebenfalls durchgehalten werden, lediglich mit 
dem Unterschied eines auf 1 m Mächtigkeit 
erhöhten Oberbodenaufbaus.

Weiterhin schlug der Planer vor, anstelle des 
Bodenaushubs im Bereich der östlichen Feu-
erwehrerweiterungsfläche (Abb. 3 – Fläche B) 
die Sanierungsziele durch Sicherung in Form 
einer Asphaltabdichtung zu erreichen. Da-
durch könne die Umlagerung von ca. 1.500 
m³ Mehrmassen verhindert werden, die in-
nerhalb des nördlichen Auftragsbereiches 
des Lärmschutzwalles ohnehin nicht mehr 
hätten untergebracht werden können und 
deshalb hohe externe Entsorgungskosten 
plus zusätzliche Rückverfüllungskosten ver-
ursacht hätten. Auch würde auf diese Weise 
eine deutliche Verbesserung der Infrastruk-
tur der Feuerwehr in Form einer durchgängig 
nutzbaren Verkehrsfläche erreicht. Dieser ver-
hältnismäßigen Lösung stimmten die beteilig-
ten Behörden zu.

Basierend auf diesen Abstimmungsergebnis-
sen wurde im August 2017 eine überarbeitete 
Genehmigungsplanung bei der zuständigen 
Genehmigungsbehörde (Landratsamt Lindau) 
eingereicht und von diesem mit Bescheid vom 
10.09.2018 genehmigt.
Vor Beginn der Ausführungsplanung wur-
de den Projektbeteiligten die Existenz ei-
ner am Westrand der Altablagerung parallel 
zum Heuriedweg verlaufenden flachen Drai-
nage neu zur Kenntnis gegeben. Durchge-
führte Probenahmen und Analysen am Drai-
nagewasser haben durch den Nachweis von 
PAK-Belastungen über dem Stufe-1-Wert die 
Sanierungsnotwendigkeit nochmals bestä-
tigt, da die Drainage das zuvor beschriebene 
Schichtenwasser fasst, jedoch aufgrund der 
geringen Teufenlage von einer nicht zu quan-
tifizierenden Unterströmung auszugehen ist.

Nach der Erstellung der Ausführungsplanung 
und der Vorbereitung der Vergabe wurde die 
Baumaßnahme im Juni 2020 national öf-
fentlich ausgeschrieben und im Juli 2020 
an das Unternehmen Zwisler GmbH Garten- 
und Landschaftsbau, Tettnang vergeben. Mit 

den Fremdprüfungen wurden die Firmen LGA, 
Nürnberg (Geokunststoffe) und Crystal Geo-
technik, Utting a. Ammersee (mineralische 
Baustoffe) beauftragt.

Erneute Umplanung durch neue statische 
Anforderungen und vorbereitende 
Maßnahmen

Ein während der Planungsphase durch die 
GTL in Auftrag gegebenes statisches Gutach-
ten für den Bestandswall bestätigte dessen 
Standsicherheit, allerdings wurden hinsicht-
lich des Abdichtungssystems Vorgaben ge-
macht, die in der Ausführungsplanung und 
Ausschreibung noch nicht berücksichtigt wer-
den konnten und eine kurzfristige Änderung 
einiger Planungsdetails sowie Nachtragsein-
holungen erforderten.
Der geänderte Leistungsumfang betraf insbe-
sondere die Ostgrenze der Feuerwehrerweite-
rungsfläche, wo ein größerer Sicherheitsab-
stand zum Nachbargrundstück einzuhalten 
war, da ansonsten die Statik der Begren-
zungsmauer nicht ausreichend nachgewie-
sen werden konnte.

Außerdem sollte im nördlichen Lärmschutz-
wallbereich als Unterlager für das umzula-
gernde Deponat ein Bettungspolster aus mit 
Geogitter bewehrten Schotterlagen eingebaut 
werden und eine Bodenverbesserung von wei-
chem Dammbaumaterial durch Tragschicht-
binder erfolgen.

Ausführung der Bauarbeiten

Nach dem Roden der Dammoberfläche be-
gannen die Arbeiten am 30.09.2020.
Der gesamte Auftragsbereich des Dammes 
wurde im Vorfeld mit der Bodenfräse flächig 
bearbeitet und mit der Humusschaufel abge-
zogen, um größere Steine und Pflanzenreste 
zu entfernen. Dies galt insbesondere für die 
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Abb. 5: Aufbau des Oberflächenabdichtungssystems

Abb. 6: Bettungspolster mit Geogitter und flächiger 
Einstreu von Dorosol zur Stabilisierung des darüber 
umgelagerten Bodens

Abb. 7: Aushub entlang des Rickenbachs

Abb. 8: Aufbringen einer steinfreien Sauberkeits-
schicht auf der Südböschung des Lärmschutzwalls; 
angrenzend Feuerwehrgelände>weiter auf Seite 4
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ingenieure GmbH & Co. KG, Nürnberg
Abbildung 12: Stadt Lindau (GTL)

Oberflächenwasser und mittels Drainmatte 
abgeleitetes Sickerwasser des Walls werden 
nun in einer umlaufenden, mit KDB abgedich-
teten Mulde am Fuß der Wallböschung auf-
genommen und in ein als Biotop gestaltetes 
Rückhaltebecken geleitet. Der Überlauf des 
Rückhaltebeckens fließt dem Rickenbach zu.
Die Steilböschungen des Walls im Süden und 
Westen wurden mit einer Ansaat von Mager
rasen im Anspritzverfahren (Landschaftsra-
sen mit Kräutern), die flachere Nordböschung 
sowie angrenzende Flächen im Westen und 
Norden als artenreiche Blumenwiesen be-
grünt. Zusätzlich erhielten die Steilböschun-
gen zur Sicherheit gegen Erosion sowie zur 
Unterstützung des Auflaufens einer Deckve-
getation eine Abdeckung durch Kokosmatten 
(Abb. 11). An der Nordböschung besteht durch 
die größere Mächtigkeit der Deckschicht von 
1 m die Möglichkeit, zu einem späteren Zeit-
punkt Pflanzinseln aufzubringen.
Der Bereich der Feuerwehrerweiterungsfläche 
wurde plangemäß bituminös gefestigt und so-
mit versiegelt sowie höhenmäßig an das be-
stehende Feuerwehrgelände angeschlossen. 

Die Sanierungsmaßnahme wurde mit der 
VOB-Abnahme am 08.04.2021 beendet. An-
schließend setzte die Stadt Lindau auf eige-
ne Kosten weitere Bepflanzungsmaßnahmen 
um, die seitens der Unteren Naturschutzbe-
hörde gefordert worden waren (Abb. 12). Der 
Sanierungserfolg soll durch ein Grundwasser-
monitoring belegt werden, welches mit Ab-
schluss der Sanierung begonnen wurde und 
zunächst auf fünf Jahre ausgelegt ist.

Südböschung, wo z.B. Bauschutt visuell auf-
fiel. Anschließend wurde der Randstreifen 
zwischen Rickenbach und künftigem nördli-
chen Wallfuß abschnittsweise bis in eine Tie-
fe von rund 2 m ausgehoben und das Mate-
rial schichtweise und mit Tragschichtbinder 
versehen auf das zuvor errichtete Bettungs-
polster aufgebracht (Abb. 6 und 7).

Nach der Auskofferung wurde der Rand
streifen mit unbelastetem Material wieder 
verfüllt. Hierfür wurde ein bindiger Boden 
(Löss) verwendet, der eine zusätzlich abdich-
tende Wirkung gegenüber dem Untergrund 
besitzt.
Auf den derart neu profilierten Wall wurde 
als Vorbereitung bzw. als Auflager für das Ab-
dichtungssystem eine Ausgleichsschicht aus 
steinfreiem Material aufgebracht (Abb. 8).
Zur Abdichtung der Altdeponie wurde über 
der steinfreien Ausgleichsschicht eine Kunst-
stoffdichtungsbahn (KDB) aus PEHD mit einer 
Mindeststärke von 2,0 mm verlegt.
Darüber folgte der Einbau einer Dränmatte 
zur gezielten Ableitung von auf der KDB an-
fallendem Oberflächenwasser sowie auch 
zum Schutz der KDB vor mechanischen Be-
schädigungen. Schließlich wurde aus erdstati-
schen Gründen über der Drainmatte ein Geo-
gitter zur Gewährleistung der Standsicherheit 
der aufzubringenden Deckschicht (Rekultivie-
rungsboden; 0,2 m auf Südböschung, 1,0 m 
auf Nordböschung) verlegt (Abb. 9 und 10). 
Zudem wurde ein Zufahrtsweg auf den Damm 
errichtet, um künftige Pflegemaßnahmen 
(Mahd) durchführen zu können.
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Abb. 9: Verlegung von KDB, Drainmatte und Geogit-
ter auf der Südböschung des Lärmschutzwalls

Abb. 10: Andeckung mit Oberboden auf der 
Südböschung des Lärmschutzwalls

Abb. 11: Abdeckung des Oberbodens mit 
Kokosmatten zur Erosionssicherung

STICHWORTE > 

Deponie Wiese Heuried
Deponiebetrieb: ca. 1945 – 1960
Fläche (Teilflächen A + B): rd. 10.000 m²
Gesamtkosten: rd. 1,2 Mio. Euro brutto
Bauzeit: Oktober 2020 – April 2021

Abb. 12: Sanierungsfläche im Juli 2021; Blick nach Südosten
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22. Altlastensymposium der GAB im Juli

>weiter auf Seite 6

Dr. Christian Barth, Amtschef des Bay-
erischen Staatsministeriums für Um-
welt und Verbraucherschutz und Auf-

sichtsratsvorsitzender der GAB, eröffnete 
nach der Begrüßung durch Michael Kremer, 
Geschäftsführer der GAB, und einem Gruß-
wort von Petra Kleine, 3. Bürgermeisterin der 
Stadt Ingolstadt, mit seiner Rede das Sympo-
sium.

Rechtliche Aspekte –  
Aktuelle Entwicklungen

Moderation: Ines Sänger, Bayerisches Staats-
ministerium für Umwelt und Verbraucher-
schutz.

Rechtsanwalt Dr. Henning Blatt, Kopp-
Assenmacher & Nusser Rechtsanwälte 
PartGmbB, stellte aktuelle Rechtsprechun-
gen zum Altlastenmanagement dar. Die Ent-
scheidungen befassten sich mit der abfall-
rechtlichen Verantwortlichkeit des Betreibers 
einer Deponie vor Ende der Nachsorgephase, 
mit der Bestimmtheit von bodenschutzrecht-
lichen Anordnungen und mit der Thematik 
der Abgrenzung von Abfall und Boden. Wei-
terhin wurde ein Urteil vorgestellt, bei dem es 
um die Voraussetzungen der Inanspruchnah-
me eines Grundstückeigentümers für abdrif-
tende Schadstofffahnen ging sowie um die 
Frage, ob verfassungsrechtliche Haftungsbe-
grenzungen zugunsten einer öffentlichen Ge-
bietskörperschaft greifen können.

Rechtsanwalt Christian Thomas, Hoffmann 
Liebs Partnerschaft von Rechtsanwälten 
mbB, referierte über den Zugang von Umwel-
tinformationen im Rahmen der Altlastenbe-
arbeitung. Nach dem Umweltinformationsge-
setz des Bundes (UIG) sowie Bayerns (BayUIG) 
habe jeder Anspruch auf freien Zugang zu 
Umweltinformationen, über die eine informa-
tionspflichtige Stelle verfügt, z. B. durch Aus-
kunftserteilung, Akteneinsicht oder auf an-
dere Weise. Dies gelte entsprechend für das 
Altlastenkataster. Bedeutung hätten derarti-
ge Auskünfte etwa beim Kauf oder Verkauf ei-
nes Grundstücks, bei Bauvorhaben sowie bei 
Grundwassernutzungen im Umfeld von Altlas-
ten. Da Informationen über eine Altlast oder 
altlastverdächtige Fläche häufig personenbe-
zogene Daten enthielten, müsse die informa-

Das diesjährige Altlastensymposium der GAB fand Corona-bedingt zum ersten Mal als Hybridveranstaltung 
statt und war mit rd. 300 Teilnehmern sehr gut besucht. Die Hälfte nahm an der Präsenzveranstaltung, die 
andere Hälfte online per Livestream teil.

tionspflichtige Stelle prüfen, ob durch deren 
Veröffentlichung Interessen der Betroffenen 
erheblich beeinträchtigt würden und diese 
ggf. kontaktieren.

Andreas Feige-Munzig, Berufsgenossen-
schaft der Bauwirtschaft München, berichte-
te über den Nationalen Asbestdialog und über 
die “neue“ TRGS 519. Ende 2016 wurde be-
ginnend mit einer Befragung von den betei-
ligten Bundesministerien BMAS, BMUB der 
sogenannte „Nationale Asbestdialog“ ins Le-
ben gerufen, in dessen Rahmen alle „betei-
ligten Kreise“, so z. B. Bauwirtschaft, Hand-
werk, Gutachter, Planer und Umweltbehörden 
gehört und die „Eckpunkte“ der zukünftigen 
Rechtsgrundlagen zum Thema Asbest ermit-
telt werden sollen (z. B. Arbeitsschutz, Nut-
zerschutz und Umgang mit potenziell asbest-
haltigen Abfällen). Die Dokumentation zum 
Nationalen Asbestdialog kann unter www.as-
bestdialog.de eingesehen und heruntergela-
den werden.

Birgit Müller, Leiterin des Umweltamts in In-
golstadt, stellte die administrative Umsetzung 
eines öffentlich-rechtlichen Vertrags für ein 
75 ha großes ehemaliges Raffineriegelän-
de dar. Der sanierungs- und städtebauliche 
Vertrag vom 13.05.2016 stelle, so die Vor-
tragende, die Grundlage für die derzeit noch 
laufende aufwändige Altlastensanierung des 
Geländes dar. Er umfasse die rechtlichen Re-
gelungen zur Durchführung der Sanierung 
durch die IN-Campus GmbH, die städtebauli-
chen Vorgaben sowie die Vereinbarungen der 
drei Vertragspartner IN-Campus, Bayernoil 
und Stadt Ingolstadt untereinander.

IN-Campus – vom Raffineriestandort zum 
Spitzentechnologiezentrum

Moderation: Dr. Dagobert Achatz, ehem. GAB 
e.V.

Andrea Robien, AUDI AG, berichtete über 
die Herausforderungen beim Flächenrecyc-
ling des Geländes durch Altlastensanierung. 
Das Großprojekt IN-Campus-Sanierung wurde 
trotz aller Herausforderungen, so die Referen-
tin, sehr erfolgreich umgesetzt. Dies sei der 
Gesamtleistung aller und dem außerordentli-
chen Einsatz sehr vieler einzelner Beteiligter 

zu verdanken. Ohne eine intensive, regelmä-
ßige Kommunikation wäre dies nicht mach-
bar gewesen, vor allem da eine hohe zeitliche 
Flexibilität gefordert war.

Dr. Alexander Poser, R & H Umwelt GmbH, 
schilderte in seinem Vortrag den Sanierungs-
plan von der Idee bis zur Umsetzung. Nach 
dem Rückbau oberirdischer Einrichtungen 
(Tankfelder, Prozessanlagen, Kamine etc.) 
hätten 2015 die eigentlichen Erkundungen 
mit über 1.200 Sondierungsbohrungen und 
Erkundungsschürfe begonnen, über 250 
Grundwassermessstellen seien beprobt wor-
den und es seien über 50.000 Laboranalysen 
auf verschiedenste Schadstoffparameter er-
folgt.

Dr. Benjamin Faigle und Bernhard Volz, AR-
GE AUDI IN-Campus, referierten über die ein-
gesetzten Sanierungstechniken: AIR-Spar-
ging, Bodenaustausch im Wabenverfahren 
und Bodenwäsche. Innerhalb von 5 Jah-
ren (einschließlich Genehmigungsverfahren 
und abschließendem einjährigem Monito-
ring) mussten rund 900.000 t belastetes Bo-
denmaterial (100.000 t aus PFAS-Schäden, 
300.000 t aus MKW-Schäden, 500.000 t aus 
BTEX- & C5-C9-Schäden) saniert werden. Bei 
den tiefreichenden MKW-Belastungen in der 
gesättigten Bodenzone sei der emissionsar-
me Aushub im Schutze des Wabenverbaus 
zum Einsatz gekommen. Es konnte eine Aus-
hubleistung von rund 1.000 t/Tag erreicht 
werden. Weiterhin mussten rund 500.000 t 
mit PFC und MKW belasteter Boden ausge-
hoben und durch unbelastetes Verfüllmate-
rial ersetzt werden. Aufgrund des vorhande-
nen Schadstoffinventars und der vorwiegend 
kiesigen Bodenbeschaffenheit wurde die Bo-
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denwäsche als geeignetes Dekontaminati-
onsverfahren ausgewählt. Es konnten alle 
auf dem Standort anfallenden kiesigen Aus-
hubmassen so aufbereitet werden, dass über 
90 % nach Reinigung als Verfüllmaterial (Z 0 
/ Z 1.1) wieder am Standort verwertet werden 
können. Zur Sanierung flüchtiger Schadstoffe 
aus dem Grundwasser und der Bodenluft 
wurde Air-Sparging eingesetzt. Mit 8 Anlagen 
sei dies abschnittsweise auf insgesamt über 
130.000 m2 durchgeführt worden.

Zum Abschluss ging Lukas Monz, Nickol und 
Partner AG, auf die Sanierungsbegleitung, das 
Monitoring sowie Rückschlüsse daraus für die 
Ausführung ein. Herr Monz hob hervor, dass 
die beachtlichen Datenmengen im Wesentli-
chen drei Zwecken dienten: Anpassung des 
Sanierungsbetriebs, Monitoring und Nachsor-
ge sowie Erkenntnisgewinn zur Sanierungs-
technik. So benötigten z. B. Fachgutachter 
und die Sanierungsfirmen für die Dekontami-
nation mittels Wabenaushub und die Anpas-
sung der Aushubbereiche im laufenden Be-
trieb eine engmaschige Begleitung. Die breite 
Datengrundlage ermögliche es, mit den betei-
ligten Behörden zeitnah zielführende Anpas-
sungen im Sanierungsbetrieb zu vereinbaren.

Schadstoffgruppe PFC

Moderation: Carlo Schillinger, LGA Institut 
für Umweltgeologie und Altlasten GmbH

Jörg Frauenstein, Umweltbundesamt, Des-
sau-Roßlau, berichtete über den PFAS-AK-
TIONSPLAN der Europäischen Kommission 
und Aktivitäten europäischer Netzwerke. Die 
Stoffgruppe der PFAS, so der Vortragende, 
markiere wachsende Anforderungen an den 
zukünftigen regulatorischen Rahmen des Um-
weltschutzes. Ermittlung, Bewertung und Um-
gang mit PFAS-Belastungen stellten die Um-
weltverwaltungen national wie international 
vor komplexe Herausforderungen. Mit der Ze-
ro Pollution Ambition, einer nachhaltigen Che-
mikalienstrategie und dem PFAS-Aktionsplan 
einhergehend mit Finanzierungsmöglichkei-
ten im Rahmen des Forschungsprogramms 
Horizon Europe lege die Europäische Kom-
mission ein wichtiges Fundament. Eine stär-
kere paneuropäische Vernetzung und der 
Informationsaustausch zwischen den relevan-
ten Politikbereichen seien dabei von eminen-
ter Bedeutung. Auf nationaler Ebene, so Jörg 
Frauenstein, sei seit 2017 das Netzwerk Per-
FluSan (http://perflusan.net) aktiv.

Dr. Michael Gierig, Bayerisches Landes-
amt für Umwelt, referierte über den aktuel-
len Stand des Leitfadens zur bundeseinheit-
lichen PFC-Bewertung. Vertreter/innen aus 

Ausschüssen der LABO, LAGA und LAWA so-
wie aus dem Bund/Länder Arbeitskreis Ab-
wasser, der Leitstelle des Bundes für Bo-
den- und Grundwasserschutz und schließlich 
aus UBA und BMU hätten am Leitfaden mit-
gewirkt. Der Leitfaden sei im März 2021 von 
der LAWA/LABO verabschiedet worden, aktu-
ell liefen letzte Abstimmungen mit der LAGA 
zum Kapitel „Boden“. Die Entwicklung bei die-
ser Schadstoffgruppe sei jedoch dynamisch. 
Beispiele dafür seien die Aufnahme von PF-
AS-Grenzwerten in der EU-Trinkwasserverord-
nung oder die deutlichen Verschärfungen der 
Empfehlungen der Europäischen Lebensmit-
telagentur, EFSA. Der Leitfaden sollte daher 
kontinuierlich fortgeschrieben werden, auch 
mit Blick auf die Vollzugstauglichkeit.

Dr. Frank Thomas Lange, DVGW-Technolo-
giezentrum Wasser, gab einen Überblick über 
die derzeit aussichtsreichsten summarischen 
Parameter AOF, EOF, PIGE, TOP-Assay und 19F-
NMR bei der PFAS–Bestimmung. Alle Verfah-
ren böten grundsätzlich eine wichtige Zusatz-
information zur Zielverbindungsanalytik der 
PFAS. Es handele sich bei dieser Informati-
on um eine operationell definierte Konzent-
ration, die angibt, wieviel unbekanntes Orga-
nofluor z. B. nach Teilaufschluss (TOP-Assay) 
oder Gesamtaufschluss (AOF, EOF) mindes-
tens noch zusätzlich zum identifizierbaren Or-
ganofluor aus bekannten PFAS in einer Probe 
enthalten ist.

Stephan Clemens, Bundesanstalt für Immo-
bilienaufgaben, referierte zum Thema: PFC – 
eine Herausforderung in der Flächenentwick-
lung – Beispiel ehemalige Militärflugplätze. 
Der Referent zeigte am Beispiel des ehemali-
gen NATO-Flugplatzes Bitburg einen Lösungs-
ansatz bezüglich des Bodenmanagements für 
die PFC-belasteten Böden am Standort auf. 
In Rheinland-Pfalz stehe kein Deponieraum 
für PFC-belastete Böden zur Verfügung und 
gängige technische Behandlungsmethoden 
schieden aufgrund der anfallenden Mengen 
von ca. 80.000 m³ sowie der Bodenmatrix 
aus. In einem Workshop sei deshalb mit der 
SGD-Nord als zuständiger Behörde für den 
Flugplatz Bitburg der Rahmen für ein Boden-
management für den gesamten Flugplatz ent-
wickelt worden. Grundlage für das angestreb-
te Bodenmanagement sei, die BImA-eigenen 
Flächen in ihrer Gesamtheit als Sanierungs-
gebiet (§ 13 Abs. 5 BBodSchG) zu erklären 
und zur Umsetzung des Bodenmanagements 
eine innerhalb des Flugplatzgeländes liegen-
de Fläche zu identifizieren, die geeignet ist, 
PFC-belastete Böden aus Entwicklungsmaß-
nahmen aufzunehmen. Dieses Bodenmana-
gement werde als Kombination von Sicherung 
unterhalb baulicher Anlagen und Aushub mit 

standortnaher Verwahrung geplant. Ein wich-
tiger Aspekt für die Akzeptanz sei die Rückhol-
barkeit des gesichert im Landschaftsbauwerk 
verwahrten Bodens für den Fall, dass künftig 
geeignete Reinigungsverfahren zur Verfügung 
stehen.

Entsorgung – ein zunehmend gewichtiges 
Thema

Moderation: Peter Nickol, Nickol und Partner 
AG

Ira Albrecht und Dr. Arnulf Sowa, Gibs geo-
logen + ingenieure GmbH & Co. KG, zeigten 
die Kosten- und Rechtsrisiken bei der Ent-
sorgung von Haufwerken. Sie gaben dazu 
Praxisbeispiele aus Sanierungs- und Rück-
baumaßnahmen und zeigten Strategien zur 
Risikominderung auf. Bei Bau- und Abbruch-
maßnahmen entstünden bei der Entsorgung 
von Haufwerken aus Erdaushub und Bau-
schutt oft dadurch Risiken, dass zum Zeit-
punkt der Planung oder der Ausschreibung 
nur ungenügende Kenntnisse der Abfallbe-
schaffenheit, der Abfallmenge und der späte-
ren Entsorgungswege vorlägen oder dass sich 
im Zuge der Baumaßnahme Veränderungen 
ergäben. Auf Grund unterschiedlicher länder-
spezifischen Regelungen könnten Reststoffe 
im Falle der Entsorgung in ein anderes Bun-
desland dort anders eingestuft werden, zu-
dem bestünden verschieden gültige Gesetz-
gebungsgrundlagen (BBodSchG, KrWG etc.). 
Die neue Mantelverordnung solle hier harmo-
nisierend wirken. In jedem Fall, so Frau Alb-
recht, wäre es zur Risikominderung hilfreich, 
die Wahrnehmung aller beteiligten Parteien 
dafür zu schärfen, dass die Entsorgung von 
mineralischen Reststoffen hohe Ansprüche 
an das Fachwissen der Gutachter bzw. der de-
klarierenden Institutionen erfordere.

Dr. Thomas Hanauer, TAUW GmbH, referierte 
über die Umweltrisiken und die Entsorgungs-
problematik bei Asbest im Boden. Nach sei-
ner Ansicht gebe es bei der Asbestbeurteilung 
wesentliche Defizite. So ziele u. a. die jetzige 
Rechtslage auf den Umgang mit offensicht-
lich asbesthaltigen Bauprodukten, wie z. B. 
Asbestzementplatten ab und berücksichtige 
die Anforderungen an den Umgang mit Bau- 
und Abbruchabfällen oder Böden mit gerin-
gen Asbestgehalten nicht ausreichend. Wei-
terhin fehle eine Betrachtung asbesthaltiger 
Böden und eine bodenschutzrechtliche Ein-
ordnung. Bislang sei eine Pflicht zur Vorerkun-
dung beim Rückbau in den Regelwerken des 
Baurechts, des Gefahrstoffrechts und des 
Abfallrechts noch nicht hinreichend konkre-
tisiert und ggf. nur indirekt abzuleiten. Inzwi-
schen würde die Thematik von verschiedenen 
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Fachverbänden aufgegriffen. Zum Beispiel 
sei durch den ITVA und den BVB e.V. ein ver-
bändeübergreifendes Thesenpapier in Vorbe-
reitung, das zum Jahresende 2021 veröffent-
licht werden solle.

Über den neuen Bayerischen Verfüll-Leitfa-
den berichtete Dr. Andreas Hofmann, Bay-
erisches Staatsministerium für Umwelt und 
Verbraucherschutz. Die fortgeschriebene 
Fassung des Verfüll-Leitfadens gilt seit dem 
1. März 2020 und war ab diesem Zeitpunkt 
in den jeweiligen Genehmigungsverfahren 
zu Grunde zu legen. Zu den wesentlichen In-
halten der Fortschreibung gehört u. a. die Er-
leichterung bei Nassverfüllungen. So werde 
der trockene Verfüllbereich über einer Nass-
verfüllung (über 1,5 m über dem höchsten zu 
erwartenden Grundwasserstand) zukünftig 
einem Trockenstandort der Standortkategorie 
A gleichgestellt. Es gelte eine neue Definition 
für unbedenklichen Bodenaushub; zum einen 
gebe es eine differenziertere Betrachtung ver-
schiedener Eintragsbereiche in Anlehnung an 
DIN 19731, zum anderen könne der Nach-
weis der Unbedenklichkeit auch für einzelne 
horizontale oder vertikale Teilbereiche einer 
Fläche im Rahmen einer gutachterlichen Un-
tersuchung erbracht werden. Zudem erfolgte 
eine Konkretisierung der Anforderungen an 
Fremdüberwacher und Fremdüberwachung.

Erkundung und Sanierung von Altlasten in 
der Praxis

Moderation: Dr. Gernot Huber, Bayerisches 
Landesamt für Umwelt

Dieter Riemann, HIM GmbH, berichtete über 
die Sicherung eines Grundwasserabstroms im 
Stadtgebiet Offenbach mittels Funnel&Gate-

System mit Bioreaktor bei einer ehemali-
gen Teerfabrik. Am Standort wurde zwischen 
1913 und 1930 eine „Fabrik für Teeröldes-
tillation, Teerprodukte und Dachpappe“ be-
trieben und anschließend als Abladeplatz 
für Trümmerschutt genutzt. Es traten erheb-
liche Verunreinigungen des Untergrunds mit 
organischen Schadstoffen - überwiegend 
PAK und BTEX-Aromaten - hervor, die als Be-
standteile von Teeröl in Phase bis zur Basis 
des quartären Grundwasserleiters vorgedrun-
gen sind. Zudem war eine Schadstofffahne 
im Abstrom des Standorts nachweisbar. Im 
Sommer 2007 wurde auf dem Standort ein 
Funnel&Gate-System mit Bioreaktor in Be-
trieb genommen. Die Reinigungsleistung des 
Bioreaktors, so der Referent, liege bei allen 
organischen Schadstoffparametern bei einer 
Reduktion von > 99 %. Grundlage hierfür sei-
en sorgfältige Labor- und Feldversuche sowie 
das innovative Reaktordesign, das im Zuge 
der Planungsphase entwickelt worden sei.

Frank Rauch, Senatsverwaltung für Umwelt, 
Verkehr und Klimaschutz, referierte über das 
Thema Konfliktpotenzial Altlasten, Trinkwas-
sergewinnung und Wohnen. Eine komplexe 
Analyse der Sanierungspraxis in Berlin. Die 
wachsende Stadt, die einen steigenden Trink-
wasserbedarf aktuell und perspektivisch pro-
gnostiziere, die negativen Auswirkungen des 
Klimawandels, aber auch die Auswirkun-
gen der Verstädterung (u.a. Reduzierung der 
Grundwasserneubildung durch einen steigen-
den Versiegelungsgrad) würden den Konflikt 
zwischen städtischer Grundwassernutzung 
zur Trinkwasserherstellung und deren Ein-
schränkungen durch das Vorhandensein von 
Schadstoffen in den bewirtschafteten Grund-
wasservorkommen fast aller Berliner Wasser-
werke stets begleiten und ggf. verstärken. Da-

her sei die nachhaltige Altlastensanierung in 
Berlin nicht nur ein wesentlicher Beitrag für 
die langfristige Trinkwasserversorgung der 
Hauptstadt, sondern gewährleiste auch eine 
dauerhafte Verfügbarkeit der Flächen zur Nut-
zung für Gewerbe, Industrie, Wohnungsbau 
oder als Naherholungsraum.

Klaus Heise, Landesanstalt für Altlastenfrei-
stellung des Landes Sachsen-Anhalt, und 
Dr. Patrick Jacobs, TAUW GmbH, berichte-
ten über die Kartierung oberflächennaher 
Dioxinbelastungen in einer Flussaue mithil-
fe eines drohnengestützten, gammaspektro-
metrischen Fernerkundungsverfahrens. Die 
flächenhafte Abgrenzung von Bodenkonta-
minationen stelle eine wichtige Grundlage 
für die Bewertung von Risiken und Maßnah-
menerfordernissen sowie letztlich auch für 
die Planung und Dimensionierung potenziel-
ler Maßnahmen dar. Die Durchführung der 
erforderlichen Untersuchungen mittels kon-
ventioneller Probenahme- und Analysenver-
fahren gehe jedoch im Falle großflächiger Be-
lastungsbereiche oftmals mit erheblichem 
logistischen und finanziellen Aufwand einher. 
Daher sei für die flächenhafte Kartierung von 
oberflächennahen, hochwasserbedingten Di-
oxinbelastungen in der Flussaue der Bode 
(Sachsen-Anhalt) ein gammaspektrometri-
sches Fernerkundungsverfahren eingesetzt 
worden. Es wurde ein mobiles Feld-Gamma-
spektrometer verwendet, das zur indirekten 
Bestimmung von Textur, Korngröße und che-
mischer Zusammensetzung der oberflächen-
nahen Schichten von Böden oder Sedimenten 
entwickelt wurde. Gemäß den vorgestellten 
Arbeitshypothesen sollten sich daraus direk-
te Rückschlüsse auf die Dioxinbelastung der 
Böden ziehen lassen. Die erhaltenen Konzen-
trationskarten seien anhand der laboranalyti-
schen Untersuchung von gezielt entnomme-
nen Bodenproben bestätigt worden.

Holger Kaiser, BAUER Resources GmbH, 
Schrobenhausen widmete sich der Thema-
tik des Building Information Modeling (BIM), 
dessen Ziel sei, sämtliche Planungs- und 
Bauprozesse auf Basis eines digitalen Bau-
werksinformationsmodells durchzuführen. In 
der Altlastensanierung, so der Referent, wer-
de diese Methode bis jetzt selten verwendet, 
könne aber auch hier bei der Planung und 
Umsetzung der Maßnahmen eine gute Hilfe 
sein.

Die Resonanz auf die Veranstaltung war sehr 
positiv. Zu diesem schönen Erfolg trugen 
maßgeblich die Referenten mit ihren inter-
essanten und aktuellen Vorträgen sowie die 
Moderatoren bei. Dafür an dieser Stelle noch-
mals ein besonderer Dank!

Ausführliche Darstellungen der Beiträge finden Sie im Tagungsband, der als PDF für eine 
Gebühr von 10,- Euro zzgl. USt. über die GAB zu beziehen ist. Senden Sie uns dazu bitte 
eine kurze E-Mail mit den Angaben Ihrer Bestellung an gab@altlasten-bayern.de.
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Mittelaufstockung im Geschäftsbereich  
„Untersuchung und Sanierung von industriell-gewerblichen Altlasten“

Der Freistaat Bayern hat die Finanzmittel 
für den Geschäftsbereich 1 der GAB „Un-
tersuchung und Sanierung von industri-
ell-gewerblichen Altlasten“ auf nunmehr 
jährlich rund 2 Millionen Euro aufgestockt. 
Der finanzielle Spielraum der GAB für die 
Förderung von Untersuchungs- und Sa-
nierungsmaßnahmen bei industriell-ge-
werblichen Altlasten, die Landkreise und 
kreisfreie Gemeinden in Ersatzvornahme 
durchführen müssen, hat sich dadurch er-
heblich erweitert. 

Ab sofort können daher im Geschäftsbe-
reich 1 wieder verstärkt entsprechende 
Förderanträge der Landkreise und kreis-
freien Gemeinden angenommen und be-
willigt werden. 

Weitere Informationen erhalten Sie unter: 
https://www.altlasten-bayern.de/	
industriell-gewerbliche-altlasten/

Die Antragsunterlagen erhalten Sie unter:
https://www.altlasten-bayern.de/
industriell-gewerbliche-altlasten/
antragsunterlagen/

Selbstverständlich können Sie sich mit Ih-
ren Fragen auch gerne telefonisch (089/44 
77 85-0) oder per E-Mail (gab@altlasten-
bayern.de) an die GAB wenden. 

Seit über 30 Jahren unterstützt die GAB 
in ihrem Geschäftsbereich 1 die Landkrei-
se und kreisfreien Gemeinden in Bayern fi-
nanziell und fachlich bei der Untersuchung 
und Sanierung von Altlasten überwiegend 
industrieller oder sonstiger gewerblicher 
Herkunft. Dabei beteiligt sich die GAB mit 
den durch den Freistaat Bayern zur Verfü-
gung gestellten Mitteln ab der Detailunter-
suchung altlastverdächtiger Flächen und 
an den erforderlichen Maßnahmen bis zum 
Abschluss der Sanierung, wenn Landkrei-
se oder kreisfreie Gemeinden in Ersatzvor-
nahme treten müssen, weil sie diese Maß-
nahmen aus tatsächlichen oder rechtlichen 
Gründen gegenüber einem Verpflichteten 
gem. § 4 Abs. 3 und 6 BBodSchG nicht oder 
nicht auf dessen Kosten durchsetzen kön-
nen.

Eine Beteiligung der GAB ist erst bei Vorlie-
gen des hinreichenden Verdachts auf das 
Vorliegen einer Altlast möglich. Bei Antrag-
stellung muss die Amtsermittlung bzw. die 
Orientierende Untersuchung gem. § 2 Abs. 3 
BBodSchG abgeschlossen sein. Die finan-
zielle Beteiligung ist im Einzelfall einerseits 
davon abhängig, inwieweit die hierfür not-
wendigen Kosten dem Haushalt der Ge-
bietskörperschaft zugemutet werden kön-
nen und andererseits davon, ob der GAB für 
die beantragten Maßnahmen ausreichend 
Mittel zur Verfügung stehen.

Satzungsgemäß darf sich die GAB grund-
sätzlich nicht beteiligen, wenn Verpflich-
tete juristische Personen des öffentlichen 
Rechts (z.B. Gemeinden oder Zweckver-
bände) oder Unternehmen sind, an denen 
die öffentliche Hand (Staat, Kommunen 
oder sonstige Personen des öffentlichen 
Rechts) mehrheitlich beteiligt ist. Die GAB 
kann im Einzelfall ausnahmsweise tätig 
werden, wenn und soweit die verpflichtete 
juristische Person des öffentlichen Rechts 
(z. B. gemeinnützige Stiftung, Wasser- und 
Bodenverband, Genossenschaft des öffent-
lichen Rechts) nachweist,
• �dass sie nicht in der Lage ist, die Kos-

ten der Untersuchungen bzw. der Sanie-
rung ganz oder teilweise selbst zu tragen. 
Dies ist insbesondere der Fall, wenn da-
durch die Erfüllung ihrer im öffentlichen 
Interesse stehenden Aufgaben gefährdet 
wird,

• �dass für sie keine andere leistungsfähige 
juristische Person einzustehen hat.
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